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„Auslagern von Schweinereien
  wird schwieriger“
Ernst U. von Weizsäcker-Interview

Liebe Leserin,
lieber Leser,

S.3

S.5

S.7

er nationale Aufschrei
gegen die geplanten
Massenentlassungen

be i  der  Deutschen  Bank
brachte das Thema Unter-
n e h m e n s v e r a n t w o r t u n g
kürzlich auf die Titelseiten,
immer öfter taucht das The-
ma in der Presse auf. Selbst
die Unternehmerverbände
haben eine eigene Webseite
dazu aufgelegt. Ministerin
Künast startete eine Echt-
gerecht-Verbraucherkampa-
gne zum nachhaltigen Kon-
sum. Ein neues Gesetz (das

wie wichtig es ist, Arbeit zu
haben, weiß jeder von Ihnen.
Die Arbeit und das Einkommen
prägen den Alltag meist stär-
ker als Regierungen oder poli-
tische Entscheidungen. Das ist
hierzulande so, das gilt stärker
noch für Millionen ArbeiterIn-
nen und Angestellte im ärme-
ren Süden der Welt.
Deshalb beschäftigt sich Ger-
manwatch mit dem Verhalten
multinationaler Unternehmen
im Süden. Wie sollen die Un-
ternehmen Ihre Verantwortung
wahrnehmen, gerade auch für
die Arbeitsbedingungen der
Menschen? Denn Produktver-
antwortung beschränkt sich
nicht auf die Qualität der Ware.
Was muss über internationale
Verträge geregelt werden? Und
was können Sie als Konsu-
ment beitragen, was die öffent-
liche Meinung?
Mit der Wiedereröffnung des
Euzkadi-Werkes in Mexiko (S.
5) hat ein dreijähriger Kampf
für die Rechte der Mitarbeiter
ein gutes Ende gefunden. Ein
Erfolg auch für Germanwatch -
und eine Ermutigung, dass die
„Auslagerung von Schweine-
reien“ (S. 3) nicht mehr so ein-
fach funktioniert.
Anregende Lektüre wünscht
Ihnen

           Brigitte Kunze
          Geschäftsführerin

D BilReG) verlangt von Unter-
nehmen, dass sie in ihren Ge-
schäftsberichten auch über
Umwelt- und Arbeitnehmer-
belange informieren. Das
Thema Unternehmensver-
antwortung ist im Aufwind.
Aber wofür sind Unterneh-
men überhaupt verantwort-
lich?
Die Grundannahme, sie soll-
ten nur Profit machen, ist
überholt. Weltweit wird zu-
nehmend gefordert: Sie sol-
len Arbeitsplätze schaffen,
sie dürfen die Umwelt nicht

zerstören, müssen die Men-
schenrechte achten und eine
nachhaltige Entwicklung er-
mögl ichen.  Und s ie  s ind

Sieg der Solidarität
Arbeiter übernehmen Euzkadi-Werk

Mehr Haftung für Unternehmen
Interview mit Unternehmensberater
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 Schwerpunkt: Unternehmensverantwortung

Verantwortung? Übernehmen!
International verbindliche Verhaltensregeln für Unternehmen sind nötig

Lakshmi, 14 Jahre, arbeitet auf Baumwollfeldern in Indien. Auch bei Zulieferern des Bayer-Konzerns schuften Kinder ab
6 Jahren unter schlimmen Bedingungen - mehr auf Seite 6.

Foto: agenda - Jörg B
öthling



auch für ihre Zulieferer und
Vertragspartner verantwort-
lich, an die nicht selten die
gefährlichen und imageschä-
digenden Aktivitäten ausge-
lagert werden.
Konkrete Fortschritte in der
Umsetzung sind aber nur
langsam festzustellen.
Von den Unternehmen selber
wurde eine Vielzahl von Ver-
haltensvorschriften entwik-
kelt, sogenannte Kodizes.
Doch Papier ist bekanntlich
geduldig. Zudem sind längst
nicht alle Unternehmen be-
teiligt, und oft fehlen wich-
tige Punkte wie z.B. Gewerk-
schaftsfreiheit.

Die globale Dimension
Auf deutscher und europäi-
scher Ebene gibt es politi-

sche Aktivitäten zum Thema,
die aber bisher sel ten zu
greifbaren Ergebnissen ge-
führt haben. Neue Impulse
könnte eine Mitteilung der
EU-Kommission zu Unter-
n e h m e n s v e r a n t w o r t u n g
bringen, die in Kürze veröf-
fentlicht wird. Besonders
wichtig ist die internationa-
le Ebene: Denn viele Proble-
me entstehen in der globalen
Dimension. Häufig verhalten
sich dieselben Unternehmen
im reglementierten Deutsch-
land korrekt, im Süden aber
nicht. Die bestehenden Ge-
se tze  s ind  meis t  nur  in
Deutschland oder der EU
gültig, jedoch in den selten-
sten Fällen extraterritorial.
Unter der Vielzahl von inter-
nationalen Instrumenten zur

Unternehmensverantwor-
tung kristallisieren sich vier
Ansätze heraus, die auch das
Hochkommissariat der UN
Menschenrechtskommission
in seinem Bericht vom Febru-
a r  2005  hervorhob:  Die
Grundsatzerklärung der in-
ternationalen Arbeitsorgani-
sation ILO, die Leitsätze der
OECD, der Global Compact
und die UN-Normen.
Auf die ILO-Grundsätze für
das Arbeitsleben beziehen
sich alle anderen wichtigen
Vereinbarungen, allerdings
werden dort nur Arbeitsrech-
te  fes tgeschr ieben .  Die
OECD-Leitsätze für multina-
tionale Unternehmen schlie-
ßen dagegen auch Umwelt-
schutz, Verbraucherfragen,
Korrupt ion,  Bes teuerung
etc. ein. Die Empfehlungen
an die Unternehmen sind je-
doch freiwillig und nur für
Unternehmen der  Unter -
zeichnerstaaten gültig. Ein
Vorteil ist der Beschwerde-
mechanismus. Dennoch gibt
es in der Umsetzung viele
Schwierigkeiten, so bei der
wichtigen Frage, wie weit die
Unternehmen für ihre Zulie-
ferer verantwortlich sind.
Eine schwächere Initiative ist
der Global Compact, den UN-
Chef Kofi Annan 1999 initi-
iert hat. Mehr als 2000 Un-
ternehmen haben sich den 10
Prinzipien von Menschen-
rechten, Arbeitsstandards,
Umweltschutz und Korrupti-
onsbekämpfung verschrie-
ben. Dabei werden positive
Erfahrungen ausgetauscht.
Dies garantiert jedoch nicht
die Einhaltung der Vereinba-
rungen, denn Verstöße wer-
den bislang nicht geahndet.
Zudem ist nur ein Bruchteil
der weltweit etwa 70.000 mul-
tinationalen Unternehmen
beteiligt.

Hoffen auf UN-Normen
Nichtregierungsorganisatio-
nen wie Germanwatch setzen
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Warum ich Germanwatch wichtig finde:

Wie uns Germanwatch bei der Auseinandersetzung
mit Continental (s.S.5) geholfen hat, war fundamen-
tal: die Unterstützung bei der OECD-Klage, bei den
zahlreichen Treffen mit deutschen Politikern, die Or-
ganisation unserer drei Europareisen und vieles mehr.
Wir werden das nie vergessen und es in unseren Her-
zen tragen. Organisationen wie Germanwatch bewei-
sen, dass es - sehr zum Ärger der internationalen Un-
ternehmen - die Internationale Solidarität wirklich gibt!

Jesús Torres Nuño
Chef der unabhängigen Betriebsgewerkschaft des

mexikanischen Reifenwerkes Euzkadi

deshalb Hoffnungen in die
UN-Normen für Unterneh-
men. Sie wurden 2003 von der
Menschenrechtsunterkom-
mission verabschiedet, sind
aber noch nicht verbindlich.
In Zukunft sollen sie für alle
Unternehmen ge l ten  und
auch Sanktionsmechanismen
einschließen. Im April wird
das weitere Vorgehen dazu in
Genf diskutiert.
Solange die internationalen
Instrumente nicht  r ichtig
greifen, sind andere Mecha-
nismen wichtig. So schält
sich der Finanzmarkt als ein
bedeutender Faktor heraus:
Die Sprache der Analysten
vers tehen  auch  d ie  Vor-
standschefs. Dazu müssen
Umwelt- und Sozialthemen
stärker als Kostenfaktoren
dargestel l t  werden -  z.B.
durch Imageschäden oder
die Gefahr von Regulierun-
gen. So würden sie nicht nur
im Nischensektor des nach-
haltigen Investments auftau-
chen, sondern bei allen In-
vestitionen. Positive Ansät-
ze dafür gibt es bereits im
Klimaschutz.
Besonders wichtig ist der öf-
fentliche Druck auf Unter-
nehmen über die Medien und
Verbraucher.  Sie  müssen
vertrauenswürdige Informa-
tionen bekommen und dürfen
nicht durch zig Label ver-
wirrt werden – sonst achtet
bald niemand mehr auf sozia-
le und ökologische Kriterien.
Deshalb heißt es für Unter-
nehmen und Regierungen
vor allem: Mehr Transparenz
schaffen!

Cornelia Heydenreich
Referentin KodexWatch
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„Auslagern von Schweinereien
wird schwieriger“

err von Weizsäcker, wie
nehmen Unternehmen
derzeit weltweit ihre

soziale Verantwortung wahr?
Nach dem Sturz des Kommu-
nismus herrschte zunächst
weltweit Euphorie bei den Un-
ternehmen. Sie waren die Sym-
bolträger des siegreichen Sy-
stems, und sie konnten gegen-
über den Staaten ihre Wün-
sche durchsetzen. Die Staaten
mussten auf einmal um Inve-
storen und Steuerzahler buh-
len. Doch nach zehn Jahren der
Euphorie nahm die Kritik an
den Unternehmen zu, die sich
ein wenig wie die Herren der
Welt aufführten. Heute beob-
achte ich in weiten Teilen der
Welt eine Art von Götterdäm-
merung in Bezug auf den
Shareholder-Value-Kapitalis-
mus - die Menschen misstrau-
en ihm zunehmend. Das färbt
auf die Glaubwürdigkeit der
Unternehmen ab. Sie müssen
ihre Glaubwürdigkeit aktiv neu
erzeugen. Das Volk weiß auch,
dass die Schweinereien meist
auf die Zulieferer ausgelagert
werden. Entsprechend wächst

die Neugier auf das, was bei
den Zulieferern wirklich pas-
siert - damit wird das „Auskon-
traktieren von Schweinereien“
immer schwieriger. Die Verant-
wortung der Unternehmen
muss sich zunehmend auch
auf die Zulieferer erstrecken.

Was könnte von Regierungs-
seite getan werden, um die
Übernahme von gesellschaft-
licher Verantwortung durch
Unternehmen zu fördern?
Darüber haben die Regierun-
gen der Welt noch fast nicht
nachgedacht. In Zukunft wäre
eine marktkonforme Eingriffs-
möglichkeit eine steuerliche
Begünstigung von ethischen
und ökologischen Investiti-
onsfonds, die von glaubwür-
diger Seite zertifiziert sind. Das
gibt es bisher nur in den Nie-
derlanden - ein sehr erfolgrei-
ches Modell  mit hohen
Wachstumsraten. So kann der
Staat ein Gegengewicht zum
kurzfristigen Shareholder-Va-
lue-Denken setzen. Unterneh-
men, die ernsthaft gesell-
schaftliche Verantwortung
übernehmen, werden so ge-
stärkt, während die, die nur
darüber reden und sich jeder
Kontrolle entziehen, entlarvt
werden.

Was halten Sie von internatio-
nalen Instrumenten zur Kon-
trolle von Unternehmen, wie
den OECD-Leitsätzen, dem
Global Compact der UN und
den Vorschlägen der UN-
Menschenrechtskommission?
Das sind alles wichtige und
ehrenhafte Versuche voranzu-
kommen, aber sie haben eine

geringe Verbindlichkeit. Es ist
wichtig, internationale Stan-
dards zu definieren, auch wenn
sie von einzelnen Staaten nur
schwer durchgesetzt werden
können. Ein einzelner Staat
kann Menschenrechtsregeln
definieren oder Umweltregeln,
aber höchstens im eigenen
Land durchsetzen. Wir können
hier in Deutschland keine
Menschenrechtsregeln für Vi-
etnam definieren. Wir können
nur sagen, Unternehmen, die
sich in der Zulieferkette in Vi-
etnam schweinisch verhalten,
haben auch bei uns keine
Glaubwürdigkeit.

In Ihrem neuen Buch „Limits
to Privatization - How to Avo-
id Too Much of a Good
Thing“ (Earthscan, London,
Januar 2005) gehen Sie und
andere Autoren auf das Für
und Wider von Privatisierun-
gen ein. Welche Rolle sollten
hier Staat und Zivilgesell-
schaft einnehmen?
Eine Krankheit unserer Zeit ist
die weit verbreitete Schwäche
des Staates. Damit fehlt oft ein
starker, vom Privatkapital nicht
erpressbarer Anwalt der öf-
fentlichen Anliegen. Die Zivil-
gesellschaft sollte diese Lük-
ke erkennen. Sie hat auch in-
ternationale Muskeln und
kann wesentlich helfen, inter-
nationale Anstandsregeln
durchzusetzen. Natürlich muss
sie solche Anstandsregeln
auch bei sich selbst strikt an-
wenden!

Das Interview führten
Cornelia Heydenreich und
Ralf Willinger

Interview mit Dr. E. Ulrich von Weizsäcker, Nachhaltigkeitssprecher der SPD-Bundestagsfraktion

H
Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker
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Loccum, 8.-10.4.05:
Armutsbekämpfung
durch Umweltpolitik.
Veranstalter: WBGU und
Ev. Akademie Loccum.
www.wbgu.de/
wbgu_presse_termine.html

Berlin/Bonn, 8.-16.4.05:
Aktionswoche für globale
Gerechtigkeit,
www.gerechtigkeit-jetzt.de

Frankfurt/M., 13./ 14. 4. 05:
Konferenz "Sustainable
Investment 2005",
www.nachhaltiges
investment.org/confe-
rence/conference_2.html

Bonn, 14.4.05, 18 h:
Nachdenken über Welt-
verantwortung.
Podiumsdiskussion im
Wissenschaftszentrum,
Ahrstr. 45,
www.stiftungzukunft.de

Hannover, 25.-29.5.05:
Evangelischer Kirchen-
tag, www.kirchentag.de

Hannover, 28.5.05, 15-18 h:
Klima - gerecht - handeln.
Veranst. beim Kirchentag
von Brot für die Welt &
Germanwatch. Infos:
anemueller@
germanwatch.org,
Tel. 0228 / 60492-22

www.germanwatch.org/termine

!
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UN-Normen für Unternehmen
haben Zukunft

rst kürzlich hat das Hohe
Kommissariat für Men-
schenrechte der Verein-

ten Nationen (UN) einen Bericht
vorgelegt, der die völkerrechtli-
chen Aspekte der Verantwor-
tung von Unternehmen für die
Verwirklichung von Menschen-
rechten unter die Lupe nimmt.
Es geht um die sogenannten UN-
Normen für Unternehmen: Die-
se wurden Mitte 2003 von einer
Unterkommission der UN-Men-
schenrechtskommission verab-
schiedet, sind aber bisher nicht
rechtsverbindlich und innerhalb
der Staatengemeinschaft um-
stritten.
Dennoch können diese Normen
einen wesentlichen Beitrag zur
Bildung neuen Völkerrechts lei-
sten. Denn dieses entsteht nicht
allein durch Verträge zwischen

Staaten, sondern kann sich
auch in der internationalen Pra-
xis herausbilden. So könnten
die UN-Normen beispielsweise
in Vereinbarungen zwischen
Unternehmen und Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs)
einbezogen werden und da-
durch rechtliche Verbindlichkeit
erlangen. Deshalb ist es wich-
tig, dass gerade die Vertreter der
Zivilgesellschaft bei jeder Ge-
legenheit - sei es im Rahmen
von Konferenzen, sei es in na-
tionalen und internationalen
Gerichtsverfahren - in ihren Stel-
lungnahmen auf die UN-Nor-
men für Unternehmen Bezug
nehmen und ihre Verwirkli-
chung einfordern.
Die Zukunftsperspektive für
die UN-Normen sieht also kei-
neswegs so finster aus, wie

Ein Kommentar von Karsten Nowrot

CSR: Corporate Social Respon-
sibility – gesellschaftliche Verant-
wortung von Unternehmen
Global Compact: Prinzipien für
Unternehmen zu Menschenrech-
ten, Arbeitsstandards, Umwelt-
schutz, Korruptionsbekämpfung;
initiiert 1999 von UN-Chef Kofi
Annan.
OECD: Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, der weltweit 30
Staaten angehören (23 europäi-
sche Länder, USA, Kanada, Me-
xiko, Australien, Neuseeland, Ja-
pan, Südkorea)
OECD-Leitsätze: Freiwillige
Verhaltensregeln für Unterneh-
men der OECD-Staaten
Shareholder: Anteilseigner am
weltweiten Kapitalmarkt
Shareholder Value: Der Wert
der Anteile, den Anteilseigner be-
sitzen

Glossarteilweise behauptet wird. An-
gesichts der ablehnenden Po-
sition der Unternehmensver-
bände und der unentschlosse-
nen Haltung vieler Staaten
wird es aber entscheidend auf
die Unterstützung durch die
Zivilgesellschaft ankommen.
Der Einsatz für die UN-Normen
lohnt sich: Sie haben das Po-
tential, maßgeblich zur univer-
sellen Durchsetzung von Re-
geln beizutragen, die dem Ge-
meinwohl dienen - wie Men-
schenrechte und Sozial- und
Umweltstandards!

Karsten Nowrot
ist Mitarbeiter an der For-
schungsstelle für Transnationa-
les Wirtschaftsrecht der Martin-
Luther-Universität Halle-Wit-
tenberg

Engagiert wofür?

penden für den Regenwald,
Freiwilligendienst im Alten-
heim oder der Scheck für ein

Internat: Nicht alles, was aus Un-
ternehmenssicht gut gemeint ist, ist
auch gut. Oft führt die persönliche
Neigung, der Wunsch nach einer
positiven Außendarstellung oder
der Druck eines Geschäftspartners
zu ungeplanten Maßnahmen und
der gewünschte Effekt bleibt aus.
Die mögliche Konsequenz: Das Un-
ternehmen wendet sich früher oder
später enttäuscht ab und verbucht
diese freiwilligen Leistungen unter
der Rubrik “Einzusparen”. Auf Sei-
ten des Empfängers wird der Rück-

zug nicht nur zu wirtschaftlichen
Problemen führen, sondern auch zu
einem gesteigerten Misstrauen. Am
Ende ist niemandem geholfen.
Es geht aber auch anders. Wirkli-
che gesellschaftliche Verantwor-
tung von Unternehmen berücksich-
tigt die Interessen und Bedürfnisse
aller Beteiligten und ist als strategi-
scher Prozess zu begreifen. Im Ide-
alfall beginnt dieser damit, dass das
Unternehmen sich Gedanken macht
über die Ziele, die es mit dem Enga-
gement erreichen möchte. Daran ist
nichts ehrenrührig, denn Unter-
nehmen sollen sich am Markt be-
haupten.

Was gesellschaftliche Verantwortung
Unternehmen bringt

CSR-Ziele, die so entstehen, haben
im Idealfall direkt mit den Produkten
oder dem Produktionsumfeld des
Unternehmens zu tun. Sie sind un-
ternehmensspezifisch: z.B. die
Verbesserung des Produktes in
ökologischer Hinsicht, die Un-
terstützung von bestimmten
Zielgruppen durch Projekte oder
die sozialgeprüfte Zuliefererket-
te. All diese Aktivitäten finden
im Rahmen eines strategischen

Managementprozesses statt.
Unternehmen, die erkannt ha-
ben, dass sie nur zukunftsfähig
sein können, wenn sie langfri-
stig planen und die Gewinne
nachhaltig erwirtschaften, neh-
men ihr gesellschaftliches Enga-
gement ernst und planen seinen
Einsatz - mit Erfolg.
Gastbeitrag von Carolin Welzel
Projektmanagerin bei der
Bertelsmann Stiftung

S



KodexWatch für
Unternehmensverantwortung!
KodexWatch ist der Bereich von
Germanwatch, der sich seit 2001 da-
für einsetzt, dass deutsche Unter-
nehmen ihre gesellschaftliche Verant-
wortung auch im Ausland wahrneh-
men. Das weitreichendste Instrument
dafür sind bis jetzt die Leitlinien für
Unternehmen der OECD. Bei Ver-
stößen kann bei den nationalen Kon-
taktstellen in den OECD-Staaten
Klage eingereicht werden. Dies hat
Germanwatch gemeinsam mit Be-
troffenen und Partnern im In- und
Ausland mehrmals getan, nachdem
der direkte Dialog mit den Unter-
nehmen gescheitert war: unter ande-
rem im Jahr 2002 gegen den Reifen-
hersteller Continental AG in Hanno-
ver und im Oktober 2004 gegen die
Bayer AG in Leverkusen. Der Kon-
flikt um die unrechtmäßige Schlie-
ßung eines mexikanischen Reifenwer-
kes durch Continental konnte An-
fang 2005 gelöst werden. Das Ver-
fahren gegen Bayer wegen Kinderar-
beit auf Baumwollfeldern bei Zulie-
ferern des Konzerns läuft noch.

V
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Faustino Casillas ist außer
sich vor Freude und den
Tränen nah. Die Last von 3

Jahren fällt von dem 56-jährigen
Maschinenarbeiter ab, von seiner
Familie, von seinen Mitstreitern
von der Gewerkschaft. „Vence-
mos!“
Sie haben gesiegt, die Arbeiter
des Euzkadi-Werkes im mexikani-
schen El Salto - gegen den Welt-
konzern Continental AG aus Han-
nover. 3 lange Jahre hat es ge-
dauert, ohne Job, ohne Lohn, ab-
hängig von der Arbeit der Kinder
und Ehefrauen, von Spenden
befreundeter Kooperativen, von
der Unterstützung internationa-
ler Organisationen. Faustinos
Frau ging bis in die USA, um zu
arbeiten, später auch einer seiner
Söhne, der auch im Werk gear-
beitet hatte. Die Kinder vieler
Kollegen mussten arbeiten gehen
oder brachen ihr Studium ab, um
die Familie zu ernähren. Denn in
Mexiko fanden viele der Arbeiter
keine andere Stelle: Ihre Namen
wurden von Continental auf
Schwarze Listen mit aufrühreri-
schen Arbeitern gesetzt, die un-
ter den Unternehmen kursieren.
Der Fall verdeutlicht das oftmals
rücksichtslose Vorgehen transna-
tionaler Konzerne im Globalisie-
rungsprozess. 1998 kaufte Conti-
nental die Reifenfabrik Euzkadi,
die schon seit 1935 erfolgreich
produzierte und damals als die
modernste in ganz Lateinamerika
galt. Der Konzern begann, das
Werk umzustrukturieren, die bis
dahin in der Branche geltenden
Tarifverträge auszuhebeln – bei-
spielsweise sollte die Arbeitszeit
von 8 auf 12 Stunden ausgedehnt
werden – und Gewerkschaftsfüh-
rer zu entlassen.
Als die Arbeiter protestierten,
schloss Continental das Werk
Ende 2001 von heute auf morgen
und kündigte unrechtmäßig allen

1164 Arbeitern. Die Arbeiter – alle
in einer unabhängigen Betriebsge-
werkschaft organisiert – begannen
zu streiken und blockierten das
Werk und den Abtransport der zig
Millionen Dollar teuren Maschi-
nen. Und sie gingen vor Gericht: Es
kam zu Prozessen über alle Instan-
zen bis zum Verfassungsgericht.
Trotz mehrerer Niederlagen legte
Continental immer wieder Wider-
spruch ein – eine Zermürbungstak-
tik. Einige Arbeiter gaben auf und
nahmen die Abfindung, die Conti-
nental ihnen anbot.
Doch die meisten hielten durch.
2002 wurde gemeinsam mit German-
watch bei der deutschen Kontakt-
stelle der OECD Klage gegen die
illegale Schließung des Werkes ein-
gereicht. Germanwatch und die
Menschenrechtsorganisation
FIAN unterstützten die Gewerk-
schafter auch bei vielen anderen Ak-
tivitäten: Es kam zu zahlreichen Tref-
fen mit hochrangigen deutschen
und mexikanischen Politikern bis
zum mexikanischen Präsidenten

Vicente Fox, mit deutschen Parla-
mentariern und Gewerkschaftern.
Mexikanische Gewerkschafter rei-
sten mehrmals nach Deutschland,
sprachen auf Aktionärsversamm-
lungen von Continental und mit Fir-
menvertretern.
Dies alles trug dazu bei, dass sich
die Kontrahenten im Januar 2005
außergerichtlich einigen konnten:
Das Euzkadi-Werk wurde von Con-
tinental zur Hälfte an das mexikani-
sche Unternehmen Llanti Systems
verkauft und zur anderen Hälfte an
eine Genossenschaft der Arbeiter
übertragen. Die Arbeiter bekamen
damit quasi den ausstehenden
Lohn der letzten 3 Jahre und ihre
Arbeitsplätze zurück. „Ein Sieg der
internationalen Solidarität!“, freute
sich Gewerkschaftschef Jesús Tor-
res Nuño. Ein Sieg, der anderen
Mut machen sollte.

Ralf Willinger

Chronologie des Konflikts:
www.germanwatch.org/tw/
continental.htm

Ein Sieg der internationalen Solidarität!
Arbeiter übernehmen gemeinsam mit mexikanischem Unternehmen

das stillgelegte Euzkadi-Werk von Continental

Hasta la victoria: Arbeiter vor dem ehemaligen Continental-Werk in El Salto
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Ausbeutung im Baumwollfeld
In Indien schuften Kinder für Zulieferer des Bayer-Konzerns

Helfen Sie mit, Klimasünder auszubremsen!

eist sind es junge Mäd-
chen zwischen 6 und 14
Jahren: Bei der Saatgutpro-

duktion für Baumwolle im indischen
Bundesstaat Andhra Pradesh
schuften sie bis zu 14 Stunden am
Tag, gehen nicht zur Schule, ver-
dienen weniger als 50 Cent am Tag
und tragen schwerste Gesundheits-
schäden davon, weil sie ohne
Schutzkleidung arbeiten. Minde-
stens drei Kinder im Alter von 8, 12
und 13 Jahren sind in den letzten
Monaten an Pestizidvergiftungen
auf den Feldern gestorben. Siebzig
Prozent der Kinder werden in soge-
nannter Schuldknechtschaft be-
schäftigt. Die Eltern bekommen im
Voraus einen Kredit, den die Kinder
dann inklusive Wucherzinsen ab-

arbeiten müssen - in vielen Fällen
mehrere Jahre lang.
Unter diesen schockierenden Be-
dingungen arbeiteten 2004 in An-
dhra Pradesh 84.000 Kinder, darun-
ter auch rund 1.650 für Zulieferer
von ProAgro, einer Tochter des Le-
verkusener Bayer-Konzerns. Bei
drei weiteren internationalen Unter-
nehmen - Advanta, Emergent Ge-
netics und Monsanto - wurden über
10.000 Fälle von Kinderarbeit ge-
zählt. Dies war das Ergebnis einer
Studie, die von Germanwatch, der
Coordination gegen Bayer-Gefah-
ren und der deutschen Sektion von
Global March Against Child Labour
im Oktober 2004 veröffentlicht wur-
de. Die Organisationen reichten dar-
aufhin im Bundeswirtschaftsmini-

M sterium eine Beschwerde gegen
Bayer wegen Verstoßes gegen die
OECD-Leitsätze für multinationale
Unternehmen ein.

Erste Erfolge
Dabei kooperieren sie vor Ort mit
der indischen M.V.-Stiftung, einer
Nichtregierungsorganisation
(NGO). Deren Generalsekretärin
Shanta Sinha ist von den früheren
Versprechungen der Bayer-Leute
bitter enttäuscht: „Anfangs haben
sie mir Mut gemacht, heute weiß
ich, dass es eine Verzögerungstak-
tik war.“ Denn trotz anfänglicher
Zusagen wurde keine der Forde-
rungen der NGO erfüllt.
Dennoch gab es beim Kampf ge-
gen Kinderarbeit Erfolge: In ganz

Andhra Pradesh konnte der Anteil
der Kinderarbeiter in der Baumwoll-
saatgutproduktion in den letzten
beiden Jahren von 90% auf 60%
gesenkt werden. Aber das reicht
nicht, wie Cornelia Heydenreich von
Germanwatch betont: „Der Bayer-
Konzern kennt die Zustände bei
seinen Zulieferern seit Jahren. Mit
höheren Abnahmepreisen und
strikten Kontrollen könnte Bayer
das Problem Kinderarbeit bei den
Zulieferern lösen. Doch trotz öffent-
licher Ankündigungen hat sich
kaum etwas getan.“

Ralf Willinger
Weitere Infos:
 www.germanwatch.org/tw/bayer.htm

Ja, ich möchte Germanwatch finanziell unterstützen.

" Ich werde Förderer von Germanwatch (Mindestbeitrag 5€/
   Monat) mit einem Jahresbeitrag von _______Euro.

" Ich spende Germanwatch einmalig/jährlich _____Euro.
" Bitte buchen Sie den Betrag von _____Euro monatlich/

   jährlich von meinem Konto ab.

Geldinstitut:.  ..........................................................
BLZ:  ........................................................................
Konto-Nr.:  ..............................................................
Datum/Unterschrift: ...............................................
Name: .......................................................................
Vorname: ..................................................................
Straße, Nr.:  ..............................................................
PLZ, Ort: ..................................................................
Tel./Fax: ...................................................................
E-Mail: .....................................................................

Bitte ausfüllen und einschicken an: Germanwatch e.V.,
Voßstr. 1, 10117 Berlin

Ein Überweisungsträger liegt einem Teil dieser Zeitung bei.
Ihre Spende ist steuerlich absetzbar. Eine Spendenbescheini-
gung erhalten Sie Anfang des nächsten Jahres.

Vielen D
ank!

BMW, DaimlerChrysler,
Volkswagen und Porsche kla-
gen innerhalb einer Allianz mit
amerikanischen und japani-
schen Autofirmen gegen ein
wichtiges Klimaschutzgesetz
in Kalifornien. Dieses soll die
Treibhausgasemissionen von
Neuwagen ab 2009 begrenzen.

Mit ihrer Klage stellen sich die
deutschen Unternehmen hinter
die Bush-Regierung, die das
Klimaschutzgesetz des Vorreiter-
staates Kalifornien kippen will.

What was
that bump?

Eine ganze Reihe von US-Staaten und Kanada wollen das Gesetz
hingegen übernehmen.
Gegen die Klage der Autokonzerne haben neun große deutsche
Umwelt- und Entwicklungsverbände, darunter Germanwatch, mit
Briefen an die Vorstände der Autofirmen protestiert.

Protestieren auch Sie!

Fordern Sie Bundestagsabgeordnete zum Protest auf!
Alles weitere unter www.germanwatch.org/rio/auto2005.htm!

Weitere Proteste möglich unter www.ausbremsen.de!
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Verbraucherklagen und vereinigte Arbeitnehmer sollen Konzerne in die Pflicht nehmen

Sebastian Siegele,
Unternehmensberater für
Nachhaltigkeit

ebastian Siegele arbei-
tet seit vier Jahren als
Nachhaltigkeitsbera-

ter (sustainability agent) für
deutsche Bekleidungsunter-
nehmen im Ausland, vor allem
in Asien. Bei sogenannten
Audits prüft er, ob die Pro-
duktionsabläufe bei den Un-
ternehmen und ihren Liefe-
ranten sozialen und ökologi-
schen Standards genügen.

Herr Siegele, Nichtregie-
rungsorganisationen wie
Germanwatch fordern, dass
bei der Produktion im Aus-
land soziale Standards einge-
halten werden, zumindest die
nationalen Arbeitsgesetze.
Gelingt das in Ländern wie
China, Indien oder Banglade-
sh, in denen Sie gearbeitet
haben?
Leider nicht immer. Ich glau-
be, nirgends ist die Lücke zwi-
schen Gesetzen und Realität
so groß wie im sozialen Be-
reich. Aber durch Kontrolle al-
leine ist nichts getan. Das
Problem in diesen Ländern ist,
dass das Management-Know-

How fehlt. Oft gibt es nicht mal
eine Kostenkalkulation oder
Kapazitätsplanung. D.h. die
Unternehmer können gar nicht
sagen, ob sie Geld haben wer-
den, um die Arbeiter zu bezah-
len oder ob Überstunden an-
fallen, um Liefertermine einzu-
halten. So kommt es zu Wo-
chenarbeitszeiten von 90 bis
100 Stunden.

Welchen Stellenwert hat so-
ziale Verantwortung bei den
Unternehmen?
Da gibt es widersprüchliche
Tendenzen: Einerseits wird viel
über soziale Verantwortung
und Nachhaltigkeit geredet.
Auf der anderen Seite limitiert
die Kurzfristigkeit des Finanz-
marktes die Spielräume der
Unternehmen. Sie sollen mög-
lichst schnell Gewinne „raus-
hauen“, egal wie. Wenn die
Renditen nicht alle drei Mona-
te steigen, kauft der Aktionär
andere Aktien.

Was muss getan werden, da-
mit die Unternehmen ihre so-
ziale Verantwortung wahr-
nehmen?
Lohnhöhe, Arbeitszeit usw.
müssen international geregelt
werden. Wenn es keinen Re-
gulierungsmechanismus gibt,
können wir uns die ganze Glo-
balisierung abschminken. Ein-
zelnen Unternehmen sind
enge Grenzen gesetzt, die Pro-
bleme individuell zu lösen. Sie
müssen sich demnach zusam-
menschließen.

Wie soll diese Regulierung
der Sozialstandards ausse-
hen?

Wir haben jetzt die Chance,
dass sich das über die Wirt-
schaft regelt: über öffentli-
chen Druck und den Verbrau-
cher. Das ist in der Logik des
Marktes und sehr effektiv.
Denn wenn es ordnungspoli-
tisch durchgesetzt würde,
dann muss unglaublich viel in-
vestiert werden, in Kontroll-
mechanismen und Bürokratie.
Damit geht Korruption einher.
Sinnvoller wäre es, diese Res-
sourcen zur Lösung sozialer
Probleme zu investieren, bei-
spielsweise um Gesundheits-
systeme aufzubauen.

Wie sehen Sie die Rolle der
Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs)?
Sie sind unersetzlich. Sie sind
die Mittler, die die Informatio-
nen bereit stellen und in Zu-
sammenarbeit mit den Medien
den Verbraucher informieren,
die Transparenz schaffen. Der
Verbraucher kann dann Unter-
nehmen bestrafen, die sich
seiner Meinung nach nicht
korrekt verhalten, indem er
deren Produkte nicht mehr
kauft. Davor haben die Unter-
nehmen Angst. In Bangla-
desch wurde so beispielswei-
se innerhalb von 10 Jahren
Kinderarbeit in der Textilbran-
che weitgehend abgeschafft.
Dennoch ist das alles noch
nicht ideal, es gibt erhebliches
Verbesserungspotential.

Wie sehen Sie die Rolle des
Staates?
Der Staat darf diese relativ po-
sitive Entwicklung nicht ab-
würgen. Er sollte keine Geset-
ze erlassen, die die Unterneh-
men wieder aus der Verantwor-

tung entlassen. Letztendlich
müssen intelligente Instru-
mente zum Einsatz kommen,
die die Unternehmen weiter in
die Pflicht nehmen.

Was gibt es da für Möglich-
keiten?
Zum einen rechtliche Mittel,
beispielsweise eine Auswei-
tung der Haftungspflicht. Pro-
dukte stehen heute nicht mehr
nur für den praktischen Nut-
zen. Sie verkörpern ebenso
„nicht greifbare“ Produktmerk-
male – „Lifestyle“, ein be-
stimmtes Image, eine Marken-
identität. Konsumenten zahlen
auch dafür. Wer möchte schon
mit seinen neuen Turnschu-
hen zum Gespött werden, weil
dem Hersteller Menschen-
rechtsverletzungen nachge-
sagt werden? Verbraucher soll-
ten Unternehmen auf Scha-
denersatz verklagen können,

Fortsetzung auf Seite 8
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Germanwatch ist eine gemeinnützige, unabhängige und überparteili-
che Nord-Süd-Initiative. Seit 1991 setzen wir uns dafür ein, die deut-
sche, europäische und internationale Politik am Leitbild der sozialen
und ökologischen Zukunftsfähigkeit für Süd und Nord auszurichten.
Die sogenannten Entwicklungsländer müssen die Chance zu einer ei-
genständigen Entwicklung bekommen. Germanwatch bereitet den
Boden für notwendige Veränderungen. Denn nur durch eine ökonomi-
sche und ökologische Umorientierung im Norden werden die Men-
schen im Süden unter menschenwürdigen Bedingungen leben können.

Gezielter Dialog mit Politik und Wirtschaft, Medien- und Öffentlich-
keitsarbeit sowie Kampagnen sind zentrale Elemente unserer Arbeits-
weise. Entwicklungspolitik, Klimaschutz, Ernährungssicherung, Richt-
linien für Unternehmen sowie die soziale und ökologische Gestaltung
der Weltwirtschaft sind unsere Schwerpunkte.

Germanwatch lebt durch die Aktivitäten seiner Mitglieder und Förde-
rer. Wir würden uns freuen, wenn Sie unsere Arbeit mit einer Spende
unterstützen. Weitere Informationen unter www.germanwatch.org oder
kostenlos per Post (Anfrage bitte 1,44 Euro in Briefmarken beilegen):

Germanwatch e.V., Voßstr. 1, 10117 Berlin, oder Kaiserstr. 201,
53113 Bonn

Spendenkonto 32 12 300, Bank für Sozialwirtschaft Berlin
(BLZ 100 20 500),

 Aus dem Ausland: BIC / Swift: BFSWDE31BER, IBAN: DE33
1002 0500 0003 2123 00

Wer wir sind, was wir
wollen

Name, Vorname ..........................................................

Evtl. Organisation/Firma ................................................

Straße.........................................................................

PLZ, Ort .....................................................................

Tel./Fax:.....................................................................

E-Mail:........................................................................

Bestellen: Neue Publikationen

An: Germanwatch e.V., Kaiserstr. 201, 53113 Bonn
bzw. formlose E-Mail an: versand@germanwatch.org

Alle hier gelisteten Publikationen können Sie bei den Internet-Links kosten-
los herunterladen oder zum angegebenen Preis bestellen (zuzüglich 2 Euro
Versandkostenpauschale). Mitglieder, Förderer, Kampagneros und Zustifter
der Stiftung Zukunftsfähigkeit erhalten die Publikationen zum halben Preis.
Der Versand erfolgt gegen Rechnung, alternativ bitte den fälligen Betrag in
Briefmarken beilegen. Bestellung bei:

versand@germanwatch.org, oder telefonisch unter 0228/60492-0

www.germanwatch.org/pub

Zur Lage der Welt
2005 – Globale

Sicherheit
Seit den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 ist Sicherheit ein welt-
weites Thema. Sie wird in erster
Linie als Schutz vor Terror und
Gewalt verstanden, der durch den
Einsatz von Militär, Polizei und
Geheimdiensten gewährleistet
werden soll. Der neue Bericht
“Zur Lage der Welt 2005” des
Worldwatch-Institutes fasst die

" Die Umsetzung der OECD-Leitsätze für Multinationale Unternehmen in
Deutschland: kostenlos. Autorin: Cornelia Heydenreich.
www.germanwatch.org/tw/kwoecd05.pdf

" Entwicklungspolitik in Bayern - Analysen und Perspektiven, 3. Auflage:
Einzelexemplare kostenlos, Versandkosten 2,50 Euro in Briefmarken. Bestel-
lungen bei info@eineweltnetzbayern.de oder: Eine Welt Netzwerk Bayern
e.V., Oberer Graben 39, 86152 Augsburg. www.germanwatch.org/ez/
epbay03.htm

"  Unternehmensverantwortung zwischen Dialog und Verbindlichkeit: bitte
bestellen bei E-Mail berlin@venro.org, oder Tel. 030/280466-70

" Blickpunkt WeltHandel, elektronischer Informationsdienst, E-Mail-Adresse
angeben!

"  KlimaKompakt, elektronischer Informationsdienst, E-Mail-Adresse angeben!

Weitere Publikationen finden Sie unter:

Sicherheitsproblematik weiter und analysiert die Zusammenhänge
zwischen globaler Sicherheit und Themen wie Energiepolitik, Bevöl-
kerungsentwicklung, Umweltzerstörung und Epidemien. Er zeigt mög-
liche Wege der Zusammenarbeit in einer sicheren Welt für alle. Die
deutsche Übersetzung erscheint im April, mit herausgegeben von
Germanwatch und der Heinrich-Böll-Stiftung. Sie enthält zusätzliche
Beiträge der deutschen Herausgeber zum erweiterten Sicherheitsbe-
griff in der EU-Politik sowie zu Geschlechterfragen und Sicherheit.

Worldwatch Institute (Hrsg.) in Zusammenarbeit mit der
Heinrich-Böll-Stiftung und Germanwatch: Zur Lage der Welt

2005 - Globale Sicherheit. Verlag Westfälisches Dampfboot, 1.
Auflage, Münster 2005, 300 Seiten, € 19,90. ISBN 3-89691-614-9.

Erhältlich im Buchhandel ab April.

die soziale und ökologische Stan-
dards missachten.
Zum zweiten müssten die ethi-
schen Aspekte in die Geschäfts-
strukturen der Unternehmen inte-
griert werden. Im Moment gibt es
da sehr ineffektive Parallelstruktu-
ren.

Wie könnte diese Integration ethi-
scher Gesichtspunkte in die Unter-
nehmensstruktur gelingen?
Beispielsweise könnte man bei der
Vergabe von Aufträgen Risikozu-
schläge einführen auf die Angebo-
te der Lieferanten, die soziale und
ökologische Kriterien nicht erfüllen.
Damit würden die Angebote von
vorbildlichen Lieferanten automa-
tisch besser bewertet.

Was sollte vor Ort in den Produkti-
onsländern zur Einhaltung der So-
zialstandards getan werden?
Der Schlüssel zum Erfolg vor Ort
sind funktionierende Arbeitnehmer-
vertretungen. Wenn es die gäbe,
müssten wir uns hier in Europa nicht
so damit auseinandersetzen. Letzt-
endlich müssen die Leute das sel-

ber für sich regeln, das wäre das
Beste und Effizienteste.

Wird die Bildung von Arbeitneh-
mervertretungen durch die Indu-
strieländer unterstützt?
Leider noch fast gar nicht. Dabei
müssten im breiten Rahmen Struk-
turen aufgebaut werden, Leute
müssten methodisch ausgebildet
werden. Bei den westlichen Gewerk-
schaften ist das internationale Den-
ken sehr schwach, stattdessen gibt
es eine Tendenz zu Sozialprotektio-
nismus. Dabei ist klar, dass die rei-
chen Länder sich nicht abschotten
können. Die reichen und armen
Länder sind wie zwei Gläser Was-
ser, eines voll, das andere fast leer,
die durch eine immer größer wer-
dende Öffnung verbunden sind: Ir-
gendwann wird sich der Wasser-
stand angleichen. Deshalb ist es
besser, das Niveau in den Ländern
des Südens zu heben, als auf das
Absinken bei uns zu warten.

Das Interview führten Cornelia
Heydenreich und Ralf Willinger
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